
„Man 
muss 
den 
Leuten 
folgen, 
um
sie zu 
führen“ 

Was denn jetzt? Die 
Politikverdrossenheit 
wird überschätzt? 
Parteien sind das Beste, 
was es gibt? Und 
Volksentscheide gar  
nicht so toll? Die 
Politikwissenschaftlerin 
Suzanne Schüttemeyer 
hat starke Ansichten

Interview: Oliver Gehrs
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Professorin für Regierungslehre 
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versität Halle-Wittenberg. Seit 
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schrift für Parlamentsfragen“. Ihr Forschungs- 

und Arbeitsschwerpunkt ist Repräsentation 

und Parlamentarismus in Deutschland und 

international.

Frau Schüttemeyer, würden Sie sagen, 
dass eine Demokratie in allen Gesell
schaften das richtige Politikmodell ist? 
Manche Gesellschaften müssen erst ihren 
Weg dahin finden. Es nützt nichts, wenn 
ich demokratische Strukturen habe, ich 
brauche auch eine demokratische Kultur, 
die hat man nicht über Nacht, die muss 
gelernt werden, die muss wachsen. 

Was macht eine Demokratie aus? Ist  
zum Beispiel der Iran nicht auch eine – 
immerhin darf man dort wählen.
Nein, denn allein freie Wahlen machen 
keine Demokratie aus. Das ist zwar in 
manchen Staaten ein Riesenfortschritt, 
aber da muss noch mehr dazukommen: 
Rechtsstaatlichkeit, Grundrechte, die ge-
genüber dem Staat einklagbar sind, eine 
freie Presse, Gewaltenteilung. Gucken Sie 
sich die Gesellschaftsmodelle der letzten 
2000 Jahre an: Es ist die offene Gesell-
schaft, die Lernprozesse institutionalisiert 
hat, die Menschen die Chance bietet, ma-
ximal zu lernen.

In Russland werden Homosexuelle nun 
per Gesetz diskriminiert. Entspräche es 
nicht unserer demokratischen Gesin
nung, dass wir intervenieren?
In Russland ist die Unterdrückung von 
Schwulen und Lesben ein klares Zeichen, 

dass wir es nicht mit einer freien demokra-
tischen Ordnung zu tun haben. Aber mehr 
als das laute Einfordern von Menschenrech-
ten können diplomatische Beziehungen 
dazu beitragen, das dortige Wertesystem zu 
ändern. Man muss in Kontakt bleiben, um 
Lernprozesse anzustoßen, im besten Fall 
eine freiheitliche Ordnung und demokra-
tische Werte zu vermitteln.

Im Falle von Russland scheint das aber 
keinen Effekt zu haben. Als „lupenrei
nen Demokraten“ hat ein ehemaliger 
Bundeskanzler Ministerpräsident Putin 
bezeichnet. Das scheint heute noch we
niger treffend zu sein als damals.
Das stimmt. Und dennoch: Solange ein 
Land abgeschottet ist, wird kein Wandel 
eintreten. Man sieht das ja an Nordkorea. 
Das mag sich mit neuen Technologien wie 
dem Internet etwas geändert haben, aber 
auch das kann man ja kappen. Es ist immer 
eine Gratwanderung: Bis zu welchem 
Punkt gehen wir mit undemokratischen 
Staaten um, und wo ist Schluss?

In der Finanzkrise wurden auch bei uns 
diskriminierende Reflexe wach – etwa, 
als Südeuropäer für faul erklärt wur
den. Wie gefestigt ist unsere Demokra
tie? 
Man darf niemals sagen, dass die Demokra-
tie genügend gefestigt ist. Sie muss immer 
wieder erkämpft und weitergegeben wer-
den. Es müssen genügend Menschen da 
sein, die dafür kämpfen. 

In der Weimarer Republik waren es 
nicht genügend. 
Genau. Obwohl es damals Grundrechte 
gab, eine prinzipiell gute Verfassung und 
Parteien. Aber es war eine Demokratie 
ohne Demokraten. Die politische Kultur 
war nicht so entwickelt, dass die demokra-
tische Struktur gefüllt wurde. Und als die 
Demokratie unter Druck geriet, haben zu 
wenige hingeguckt. Es muss gar keine radi-
kale Mehrheit geben, es reichen fünf oder 
zehn Prozent entschlossene Antidemokra-
ten und dazu 50 Prozent, denen die Ent-
wicklung egal ist. 

Kaiserzeit, Weimarer Republik, Drittes 
Reich – muss man im Falle von Deutsch
land nicht von einem Wunder sprechen, 
dass unsere Demokratie so stark ist?
Der Grund, warum es gelungen ist, in re-
lativ kurzer Frist in Westdeutschland eine 
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Wie ein gutes Match am  

Kicker oder auch ein Turm, 

bei dem es auf viele Bauteile 

ankommt: Unser Zeichner André 

Gottschalk hat mal versucht, 

ein paar entscheidende  

Momente der repräsentativen 

Demokratie darzustellen. 

Sieht doch ganz spannend aus
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 Basisdemokratie 

Basisdemokratie ist ein Sammelbegriff für Formen politischer Beteiligung, bei denen 

Entscheidungen direkt und unmittelbar von der „Basis“ getroffen werden, also von den 

Betroffenen. „Direkt“ ist das Stichwort, denn im Gegensatz zur repräsentativen Demo- 

 kratie fällen hier keine Repräsentanten die Entscheidung für ihre Klientel, sondern  

die Betroffenen bringen sich möglichst unverzerrt selbst in die Entscheidungsfindung 

ein. Moment, aber was ist denn dann „direkte Demokratie“? Basisdemokratie und 

direkte Demokratie sind begrifflich eng miteinander verbunden. Der Unterschied ist die 

Perspektive: Direkte Demokratie bezieht sich deutlich stärker auf die Entscheidungs-

findung in einem ganzen Herrschaftssystem oder aber auf einzelne politische Entschei-

dungsverfahren. „Direkte Demokratie“ gibt es beispielsweise in der Schweiz. Von 

Basisdemokratie spricht man auch im Kleinen. Wenn bestimmte politische Ent schei - 

dungen direkt vom Volk getroffen werden oder wenn neben den etablierten Parteien 

auch andere politische Gruppen und Initiativen Politik gestalten können, ist das basis - 

demokratisch. Basisdemokratische Verfahren sind aber auch Bestandteile vieler Organi- 

sationen, wenn zum Beispiel alle Mitglieder einen neuen Vorstand oder inhaltliche 

Schwerpunkte wählen dürfen. Auch wenn ihr mit Freunden diskutiert, wo der Abend 

verbracht werden soll, sich dabei jeder gleichberechtigt einbringen darf und ihr dann 

gemeinsam eine Entscheidung trefft, ist das basisdemokratisch.

 Hammelsprung 

Der Hammelsprung ist nicht ganz so abenteuerlich, wie er klingt – nein, es geht hier 

nicht um Politiker, die über Schafe springen. Es handelt sich um ein parlamentarisches 

Abstimmungsverfahren. Körpereinsatz erfordert das allemal: Wenn eine Abstimmung 

durch Handzeichen oder Aufstehen ein unklares Ergebnis hat, müssen die Abgeord-

neten beim Hammelsprung den Plenarsaal verlassen und ihn erneut durch eine der mit 

Ja, Nein beziehungsweise Stimmenthaltung bezeichneten Türen wieder betreten. Die 

Schriftführer zählen dabei laut mit. Auf diese Weise soll eine exakte Stimmzählung 

ermöglicht werden, die technisch nicht manipuliert werden kann. Schon seitdem das 

Verfahren im Jahr 1874 eingeführt wurde, trägt es diesen Namen. Warum genau, ist 

nicht abschließend geklärt. Es wird spekuliert, dass es etwas mit dem Zählen von 

Schafen zu tun hat. 1894 wurde der Hammelsprung jedenfalls bei der „Ja“-Tür mit einer 

Intarsie, einem kleinen Kunstwerk aus Holz, gewürdigt: Sie zeigt eine Szene aus 

Homers „Odyssee“, in der ein von Odysseus geblendeter Zyklop namens Polyphem 

Widdern über den Rücken streicht, unter deren Bauch der griechische Held und seine 

Gefährten klemmen.

 Vierte Gewalt 

Wissen ist Macht: Öffentliche Medien werden häufig als „vierte Gewalt“ im demokrati-

schen Staat bezeichnet und damit in eine Reihe mit den drei klassischen, getrennten 

Staatsgewalten Gesetzgebung (Legislative), Ausführung (Exekutive) und Rechtspre-

chung (Judikative) gestellt. Unabhängige Medien sind kein Staatsorgan, aber für eine 

stabile Demokratie unverzichtbar: Sie informieren die Bevölkerung, tragen zur Mei-

nungsbildung bei, stoßen Diskussionen an und fördern damit politische Teilhabe. Wie 

auch die anderen Gewalten haben die Medien eine Funktion als „Gegenmacht“ und 

sorgen durch eine kritisch nachforschende und erklärende Berichterstattung für 

Transparenz in Politik und Gesellschaft – idealerweise. Es ist durchaus umstritten, wie 

stark die auf Unterhaltungswert ausgelegte „Medienlogik“ sowie Zeit- und Finanzie-

rungsdruck bei den Vollzeitjournalisten oder eingeschränkte Recherchemöglichkeiten 

bei „ehrenamtlichen“ Online-Medienmachern eine objektive Berichterstattung beein-

flussen, und ob die Medien damit tatsächlich die vierte Gewalt sein können.

stabile parlamentarische Demokratie zu 
errichten, war der wirtschaftliche Erfolg, 
das sogenannte Wirtschaftswunder. Bis 
dahin hatten die Menschen die Demokra-
tie nie als Erfolg erfahren. Sie hatten den 
grässlichen Niedergang der Weimarer Re-
publik erlebt, die Schrecken des Totalita-
rismus und des Krieges. Danach waren 
viele apolitisch, sie hatten die Nase voll. 
Deswegen war die Wahlbeteiligung 1949 
auch sehr niedrig. Das änderte sich, als es 
den Menschen besser ging und sie Frieden 
und Wohlstand erlebten. Da haben sie ge-
merkt, dass die parlamentarische Demo-
kratie das Verfahren ist, das friedliches 
Wohlergehen sichert.

Heute geht es den meisten Menschen gut, 
und dennoch hadern sie oft mit dem  
politischen System. Passt das zusammen?
Die Demokratie funktioniert viel besser, als 
es oft in der öffentlichen Wahrnehmung 
rüberkommt. Die Fernsehsender schwenken 
über leere Bänke im Bundestag, Zeitungen 
berichten über faule Abgeordnete, die bei 
Abstimmungen fehlen. Oft ist doch schon 
in Kinderserien wie Benjamin Blümchen 
der Bürgermeister der Böse. Durch Klischees 
in den Medien bekommen die Bürger einen 
ganz falschen Maßstab, an dem sie Politik 
messen.

Dabei sollen die Medien als die vierte Ge
walt im Staat die Demokratie stärken.
Mittlerweile sind sie oft daran schuld, dass 
Politiker nur noch darauf achten, wie sie in 
den Schlagzeilen rüberkommen, anstatt ver-
nünftige Sachpolitik zu betreiben. Ich sehe 
das mit großer Besorgnis, weil es Langzeit-
folgen hat. Der Verdruss führt dazu, dass 
immer weniger Menschen in die Parteien 
gehen. Dabei sind Parteien als Organisati-
onsform unverzichtbar, weil sie den Bürger 
davon entlasten, sich intensiv mit Politik 
befassen zu müssen.  Er erhält von den Par-
teien Bündel von Politikangeboten und 
weiß im Großen und Ganzen, wofür die 
einzelnen Parteien stehen und ob das seinen 
Interessen entspricht. 

Vielen Wählern ist das Profil aber oft 
nicht scharf genug.
Weil große Parteien, die 30 oder 40 Prozent 
der Wähler erreichen wollen, Kompromisse 
eingehen müssen. Wenn ich nur fünf oder 
zehn Prozent der Wähler erreichen will, 
kann ich natürlich viel radikaler sein. Eine 
Mehrheit erreiche ich so nicht.
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Aber sind die Parteien dann noch unter
scheidbar?
Die Gesellschaft hat sich eben geändert. 
Vor 30 Jahren wusste ich als Arbeiterkind 
oder als strenggläubiger Katholik noch ge-
nau, was ich zu wählen habe. Heute gibt es 
so viele unterschiedliche Lebensphasen, 
dass ich meine aktuellen Interessen immer 
wieder mit den Parteien abgleichen muss. 
Wenn man sich die Programme anschaut, 
entdeckt man Unterschiede. Man muss sich 
nur die Mühe machen, sie zu lesen. Die 
Politiker haben nicht nur eine Bringschuld, 
sondern der Wähler auch eine Holschuld.

Oft hat man den Eindruck, dass in der 
Politik wenig geschieht, weil ständig 
Wahlen anstehen und die Politiker 
Angst vor unpopulären Entscheidungen 
haben.
Dieser Eindruck entsteht vor allem, weil das 
politische Alltagsgeschäft kaum zur Kennt-
nis genommen wird. 90 Prozent von dem, 
was der Bundestag oder die Regierung tun, 
kommt in den Medien kaum vor. Das ist die 
mühselige Kleinarbeit, aus der Politik be-
steht. Man müsste mal den Alltag eines Ab-
geordneten zeigen, die Arbeit in den Aus-
schüssen, die Spezialisierung auf einige 
Themen. Die meisten sind irre engagiert. 

Was halten Sie von direkteren Formen 
der Demokratie, zum Beispiel Abstim
mungen auf Bundesebene? 
Was spricht denn dafür? 

Dass die Menschen ein besseres Gespür 
für die Themen bekommen und sich 
mehr mit Politik  beschäftigen.
Das würde ja bedeuten, dass das schlechte 
Image von Abgeordneten und Parlamenten 
rationale Gründe hätte. Die gibt es aber 
meistens nicht. Also wird sich das gefühlte 
schlechte Image auch nicht ändern, wenn 
die Menschen selbst mitspielen dürfen. 
Wenn Sie in die Schweiz schauen oder in 
die deutschen Bundesländer, wo es ja Volks-
abstimmungen gibt, dann sieht man, dass 
die Leute nicht massenhaft an die Urnen 
gehen. Es gehen vor allem die hin, die sich 
schon vorher stark engagieren und über 
finanzielle und intellektuelle Ressourcen 
verfügen. Das ist die gebildete Mittel-
schicht. Nehmen Sie die Abstimmung in 
Hamburg, wo darüber entschieden wurde, 
ob Schüler länger gemeinsam lernen sollen. 
Da hat man sich für den Erhalt des alten 
Systems entschieden. 

Wahrt ein Plebiszit also den Status quo?
Es ist kein Instrument, das vorwärts ge-
wandt ist, das eine Modernisierung bringt 
oder die bislang Benachteiligten, etwa mit 
Migrationshintergrund oder Hauptschul-
abschluss, aus der sozialen Ungleichheit 
führt. Es hilft vor allem denen, die daran 
interessiert sind, dass alles bleibt, wie es ist.
Und da sehen Sie den Zauber von repräsen-
tativer Demokratie. Da geht es eben nicht 
nur darum, spezielle Einzel- und Gruppen-
interessen zu vertreten, sondern die Abge-
ordneten kümmern sich auch um das Ge-
meinwohl. Sie müssen die verschiedenen 
Interessen abwägen und in einem schwie-
rigen Prozess von Konflikt und Kompro-
miss zum Ausgleich bringen. Das bekom-
men Sie mit Volksentscheiden nicht in 
derselben Qualität hin.

Das heißt: Als Politiker muss ich mich 
um alle kümmern.
Sie müssen eine Mehrheit beschaffen, das 
ist die zentrale Kunst der Politik. One per-
son, one vote. Jeder Einzelne zählt mit sei-
ner Meinung. Deswegen sind Professoren 
in der Politik selten erfolgreich – weil sie in 
ihrem Beruf daran gewöhnt sind, alles bes-
ser zu wissen und eben nicht lernen muss-
ten, um Mehrheiten zu verhandeln und 
Kompromisse zu schließen. Als Politiker 
muss ich aber noch den letzten Skeptiker 
überzeugen. Auch wenn ich mich selbst für 
genial und die anderen für Deppen halte, 
muss ich die Deppen dennoch überzeugen.

Und was ist, wenn die Deppen in der 
Mehrheit sind? Ist das dann die Diktatur 
der dummen Masse?
Sie wollen wohl Wissenstests vor der Wahl 
einführen? Es muss nicht jeder, der wählen 
geht, über Sachfragen Bescheid wissen. 
Wenn ich es ernst meine mit der repräsen-
tativen Demokratie, ist das nicht nötig. Es 
geht darum, ob die Richtung stimmt, ob 
die Partei im Großen und Ganzen für mei-
ne Interessen steht. Im Moment ist mir 
vielleicht wichtig, ob ich als Homosexueller 
heiraten kann oder Ehegattensplitting be-
komme. In zehn Jahren steht wahrschein-
lich etwas anderes im Vordergrund. Es gibt 
einen Kern, und wenn der stimmt, muss 
ich den Rest nicht unbedingt kennen.

Die Parteien haben Nachwuchsproble
me. Wie kommt das? 
Die Parteien können eine Reihe von Me-
chanismen aktivieren, damit sie attraktiver 

werden. Gerade die jungen Menschen wer-
den nicht mehr so autoritär erzogen wie 
früher, sie sind es gewohnt, mehr mitzube-
stimmen, legen Wert auf Partizipation, auf 
Teilhabe. Das ist ein Demokratisierungs-
prozess, der auch die Parteien zwingt, ihre 
Strukturen zu ändern. Aber das nützt 
nichts, solange das medial verbreitete 
Image so schlecht ist.

Oft schreckt einen ja schon das Voka
bular ab: Da gibt es Parteivorsitzende, 
Generalsekretäre … hört sich schon an 
wie in einer Diktatur.
Stimmt. Aber neben neuen Begriffen benö-
tigen wir offenere Willensbildungsprozes-
se. Es gibt ja viele Menschen, die sich enga-
gieren wollen. Zum Beispiel Frauen, deren 
Kinder aus dem Haus sind. Die wollen mit 
50 oft ehrenamtlich arbeiten – dafür muss 
man Strukturen schaffen.

Wie kann man die Demokratie verbes
sern?
Die Medien haben über die Jahre ein fal-
sches Bild von der Politik transportiert und 
dafür gesorgt, dass die Bürger falsche Maß-
stäbe anlegen. Das kann man vor allem 
durch politische Bildung korrigieren.  Man 
sollte schon Kindern zeigen, wie viel Spaß 
es macht, mitzuwirken, sich einzumischen. 
Und vor allem: nicht nur für die eigenen 
Interessen zu kämpfen, sondern auch für 
andere. Ein Gemeinwesen kann nicht funk-
tionieren, wenn es nur mir gut geht. Das 
kann man auch in Schulen lehren.

Da sieht es ja mit der Mitsprache oft 
nicht so gut aus.
Dabei ginge das Einüben von Demokratie 
gerade im Unterricht. Wenn Sie über eine 
Klassenfahrt diskutieren, können Sie das 
zu einem kleinen Lehrstück darüber ma-
chen, wie parlamentarische Demokratie 
funktioniert. Wenn Sie das gut machen, 
haben Sie mehr geschafft, als es Ihnen in 

Auch wenn 
ich die 
anderen für 
Deppen halte, 
muss ich sie 
überzeugen
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jahrelangem Politikunterricht gelingt. Das 
Einüben des Streits, des Kompromisses, des 
Spezialisierens. Es geht um das Gespür, dass 
Politik ein Mannschaftsspiel ist. 

Manchmal scheint der Bürgerwille einer 
Modernisierung entgegenzustehen – 
wenn zum Beispiel die für die Energie
wende dringend notwendigen Strom
trassen nicht gebaut werden können, 
weil es überall Bürgerinitiativen da
gegen gibt. Gibt es auch ein Zuviel an 
Mitsprache?
Wir wollen doch, dass Menschen sich ein-
mischen, kümmern, politische Verantwor-
tung übernehmen. Eine pluralistische Ge-
sellschaft muss einerseits eine Vielfalt von 
Interessen zulassen, auf der anderen Seite 
brauchen wir Entscheidungen, bei denen 
man nicht immer alle Interessen gleicher-
maßen berücksichtigen kann. Da geht es 
um politische Führung: Politiker müssen 
die Meinungen ihrer Wähler aufgreifen, 
aber gleichzeitig auch vorangehen. Ein bri-
tischer Politiker hat mal sehr treffend ge-
sagt: I must follow them, I am their leader. 
Die Kunst demokratischer Politik und von 

Repräsentation ist es, genau den richtigen 
Abstand zu finden. Wenn ich zu weit vor-
anschreite, dreh’ ich mich um, und da ist 
niemand mehr, der mir folgt. Wenn ich zu 
langsam bin, sind die anderen schon weiter. 
Das muss man austarieren. Sie müssen im-
mer den Mut haben, auch mal etwas Unpo-
puläres zu tun, das ist erfolgreiche Politik.

Wie kann man die parlamentarische De
mokratie stärken?
Eine Demokratie ist nichts Selbstverständ-
liches. Sie muss permanent erhalten, ange-
passt und erneuert werden. Der Bundestag 
ist in vielem vorbildlich – vor allem, was die 
Rechte der Minderheit, der Opposition an-
geht. Es gibt das Untersuchungsrecht, 
Enquete-Kommissionen, Informations- 
und Fragerechte. Man sollte aber die gesam-
te Aktivitätsbreite des Parlaments nach 
außen tragen und damit die Politik trans-
parenter, insofern auch interessanter und 
nachvollziehbarer für die Bürger machen. 

Müsste man dafür nicht die Ausschüsse 
öffentlich machen, schließlich wird dort 
der Großteil der Arbeit erledigt?
Ich bin absolut dafür. Dann würde endlich 
auch ein realistischeres Parlamentsbild er-
zeugt. 

Sollte man auch das Wahlalter senken?
In vieler Hinsicht sind die Teenager von 
heute weiter als frühere Generationen, aber 
in anderer Hinsicht nicht. Es gibt aufgeklär-
te Sechzehnjährige, aber auch Mittzwanzi-
ger, die immer noch bei den Eltern woh-

nen. Die Diskussion über das Wahlalter 
halte ich für überflüssig.

Funktioniert unsere Gewaltenteilung 
eigentlich gut?
Ja, aber viele haben ein altes Bild von Ge-
waltenteilung im Kopf. Das Parlament als 
Legislative, die die Regierung als Exekutive 
kontrolliert. Das ist Quatsch. Die Regie-
rung entsteht doch aus dem Parlament, sie 
ist Fleisch vom Fleische der Mehrheit, die 
gewählt worden ist. Die Mehrheit des Par-
laments plus ihre Regierung ist die eine 
Seite, auf der anderen Seite steht die Oppo-
sition: Das ist das wirkliche Gegenüber im 
Parlamentarismus. Die Regierungsmehr-
heit im Parlament gegen die nicht-regie-
rungstragenden Fraktionen. Wenn das 
Parlament es nicht schafft, aus den eigenen 
Reihen eine Regierung ins Amt zu bringen 
und dort vier Jahre lang handlungsfähig zu 
halten, dann versäumt es seine wichtigste 
Funktion. 

Warum ist diese Aufgabenverteilung 
vielen Bürgern so unklar?
Das hat auch mit der parlamentarischen 
Architektur zu tun. Bedauerlicherweise 
wollen die Abgeordneten in Deutschland 
alle ihren festen Sitz im Parlament haben, 
das macht die Sache sehr statisch. Gucken 
Sie sich mal das britische Unterhaus an. 
Auf der einen Seite sitzt die Regierung auf 
einer Bank, und dahinter verschiedene Ab-
geordnete, die der Regierung den Rücken 
stärken – die sogenannten Backbencher, die 
Hinterbänkler. Was ja bei uns dummerwei-
se eher ein Schimpfwort ist. Auf der ande-
ren Seite sitzt die Frontbench der Oppositi-
on, dahinter deren Backbencher. Dann 
findet ein inhaltlicher Schlagabtausch statt, 
und die Wähler sehen sofort das Schatten-
kabinett, also die Politiker der Opposition, 
die regieren wollen. Das ist eine großartige 
politische Kultur. 

Bei uns findet der Schlagabtausch eher 
in den Talkshows statt.
Na, das ist eine maßlose Verflachung und 
Skandalisierung von Politik. Da würde ich 
mir wünschen, dass alle seriösen Politiker 
sagen: „Da gehe ich nicht hin.“ 

 Online-Petition 

Du hast bei einem politischen Problem den Durchblick und möchtest gerne eine klare 

Ansage machen, wie es besser geht? Dann nur zu! Artikel 17 des Grundgesetzes garantiert 

jedem das Recht, sich „schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen 

und an die Volksvertretung zu wenden“ – unabhängig davon, ob er oder sie volljährig oder 

deutscher Staatsbürger ist. Seit 2005 kann man Petitionen beim Deutschen Bundestag 

auch online einreichen, ebenso wie bei den meisten Landtagen. Beim Bundestag ist der 

Petitionsausschuss zuständig. Auf dessen Portal muss man sich registrieren, um eine 

Petition einreichen oder „mitzeichnen“, also unterstützen zu können. Praktischerweise ist 

man so nicht mehr darauf angewiesen, Tausende von handschriftlichen Unterschriften zu 

sammeln. Und was reichen die Leute da ein? Die Themenpalette ist bunt, von einem 

bedingungslosen Grundeinkommen über die Legalisierung von Cannabis zu medizinischen 

Zwecken bis zur Prüfung der Abgabepflicht zur Künstlersozialversicherung sind viele 

Forderungen dabei. Man kann eine „private“ Einzelpetition einreichen oder eine öffentliche 

Petition von allgemeinem Interesse, die unter bestimmten Bedingungen auf dem Internet-

portal veröffentlicht wird. Wenn eine öffentliche Petition innerhalb von vier Wochen 50.000 

Unterstützer gewinnt, erreicht sie das sogenannte Quorum. Dann hat der Petent die 

Chance, sein Anliegen mit den Abgeordneten des Petitionsausschusses in einer öffentli-

chen Sitzung zu diskutieren.

Talkshows 
sind eine 
maßlose
Verflachung 
von Politik

Schau mal an: 

Eine Videoreportage 

über Leben und 

Arbeit von drei jungen 

Parlamentariern 

findet ihr auf 

fluter.de/demo-

kratie
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